
stellte Schwächen mit Hilfe seminaristischer Beratungen überwinden

2. die Leitungen fast überall in der 
Mehrheit aus Angestellten und nicht 
aus Arbeitern, die im Produktions­
prozeß stehen, zusammengesetzt 
waren.
Es zeigte sich auch unter anderem, 

daß die Arbeit der Parteileitungen 
selbst in den meisten Fällen nicht der 
führenden Rolle entsprach, die unsere 
Partei im Betrieb einnehmen muß. In 
einigen Betrieben bestand keine Ab­
grenzung zwischen der Arbeit der 
Partei und der BGL. Anstatt anzulei­
ten und zu kontrollieren, den Genos­
sen in der BGL die Aufgaben zuzu­
weisen, führte die Parteileitung diese 
Aufgaben selbst durch.

Mangelhafte Arbeit ergab sich auch 
in der Anleitung der Friedenskomi­
tees, die nur vom Kreisfriedenskomi­
tee Mitteilungen erhielten. Unsere Par­
teileitungen in den Betrieben jedoch 
versäumten es, unseren Genossen in 
den Friedenskomitees Aufgaben zu 
stellen, damit diese die entsprechenden 
Vorschläge unterbreiten konnten.

Aber auch gute Beispiele wurden 
auf diesen seminaristischen Beratun­
gen aufgezeigt, die bewiesen, daß 
dort, wo unsere Parteileitungen sich 
ihrer Aufgabe bewußt sind, gute Er­
folge in der Arbeit verzeichnet wer­
den können. Dies ist der Fall .bei 
Nema-Netzschkau, wo es dem Frie­
denskomitee auf Initiative unserer 
Genossen gelungen ist, im Betrieb eine 
gute Bewegung für den Kampf um den 
Frieden zu entfalten. Korrespondenz­
zirkel und eine Wandzeitung wurden 
geschaffen, der Betriebsfunk wurde 
eingeführt, es wurde erreicht, daß ein­
zelne Arbeiter zu den Fragen Stellung 
nahmen.

Auch in der Frage des Bündnisses 
mit den Bauern wurde eine ganze 
Reihe guter Beispiele aufgezeigt. So 
gingen zum Beispiel die Arbeiter in 
Röttis dazu über, den Bauern dadurch 
zu helfen, daß sie, da im Dorf kein 
Schmied vorhanden war, alle kleine­
ren Reparaturen selbst Vornahmen 
und bei der Frühjahrsbestellung den 
Bauern praktische Hilfe gaben.

Wie wichtig diese seminaristischen 
Beratungen sind, zeigte sich in der 
Diskussion über die neuen Arbeits­
methoden in den volkseigenen Betrie­
ben. So entstand eine breite Diskus­
sion über die Kowaljowmethode. Hier 
waren sehr oft noch falsche Anschau­
ungen vorhanden, da man sich mit 
dieser Frage noch zu wenig beschäf­
tigt hatte. Die Genossen forderten des­
halb ein besonderes Seminar, in dem 
man sich ausschließlich mit der An­
wendung der neuen Arbeitsmethoden 
in den volkseigenen Betrieben be­
schäftigt. Dadurch soll in allen Partei­
leitungen Klarheit darüber geschaffen 
und sie befähigt werden, den Genossen 
in der BGL richtige Anleitung zu 
geben.

Wie notwendig diese Seminare 
auch mit den Parteiorganisationen 
im Dorfe sind, ergab sich in den 
Fragen der Kommunalpolitik und 
der richtigen Anwendung unserer 
Blockpolitik. Es zeigte sich, daß 
wichtige Fragen, die vorher im 
Block hätten abgesprochen werden 
müssen, nicht besprochen wurden. In 
Gemeindevertretungssitzungen kam es 
zwischen den einzelnen Fraktionen zu 
Differenzen. Diese äußerten sich dann 
bei der Abstimmung in Gegenstimmen. 
In den Seminaren wurden solche Feh­

ler durchgesprochen und geklärt, so 
daß die Genossen in den ländlichen 
Gemeinden nun auch in diesen Fra­
gen richtig handeln können.

Die Seminare mit den Parteiorgani­
sationen führen tatsächlich zu guten 
Ergebnissen; das äußerten auch die 
Genossen in allen Besprechungen. 
Nicht nur, daß hier die Möglichkeit 
für die Kreisleitung besteht, besser, 
intensiver, unmittelbarer anzuleiten, 
durch die Behandlung von. Beispielen 
aus der Praxis der einzelnen Partei­
leitungen, die unmittelbar den ande­
ren Parteileitungen zur Kenntnis 
kommen, lernen alle beteiligten Par­
teiarbeiter viel für die eigene Praxis.

Wichtig ist dabei zu beachten, daß in 
den Besprechungen keine langen Re­
ferate gehalten werden und daß es 
wirklich in erster Linie darauf an­
kommt, einen Erfahrungsaustausch zu 
organisieren. Selbstverständlich müs­
sen einzelne Hauptpunkte herausge­
griffen werden, nach denen die Be­
richterstattung der einzelnen Partei­
leitungen erfolgt. An Hand dieser 
Richtlinien kann dann am Schluß ein 
gemeinsames Resultat besprochen und 
bestimmte Schlußfolgerungen gezogen 
werden.

Wenn wir uns von diesen Gesichts­
punkten leiten lassen, wird es möglich 
sein, die Parteiarbeit wesentlich zu 
verbessern. Die Aufgabe der Kreis­
leitung muß darin bestehen, stärker 
als bisher zu kontrollieren, ob auch 
die Parteileitungen dazu übergehen, 
die von ihnen selbst mit beschlosse­
nen Maßnahmen durchzuführen.

H. В о hn

Wodurch ist in der 
Deutschen Demokratischen Republik 
der Grundstein für eine krisenfeste 
Wirtschaft gelegt?

In einer politischen Grundschule im Kreis Kreuzberg 
wurde folgende Frage gestellt:

,,Wodurch ist in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik der Grundstein für eine krisenfeste Wirtschaft 
gelegt?“

Auf diese Frage gaben uns die Beschlüsse des 111. Par­
teitages eine klare Antwort. Dort heißt es:

,,Auf der Grundlage des volkseigenen Sektors konnte 
zur Wirtschaftsplanung übergegangen und der Zweijahr- 
plan zur Entwicklung der Friedenswirtschaft in Angriff 
genommen werden. Die erfolgreiche Durchführung dieses 
Planes sicherte einen allgemeinen Aufschwung der Wirt­
schaft in der Deutschen Demokratischen Republik, so daß

bereits im Jahre 1950 im Gesamtumfang der industriellen 
Produktion der Vorkriegsstand von 1936 erreicht wird. Die 
Wirtschaftsplanung und der enge Anschluß an die krisen­
freie Wirtschaft der Sowjetunion und der Volksdemo­
kratien sicherten auch in der Deutschen Demokratischen 
Republik eine krisenfreie Entwicklung der Wirtschaft und 
die Beseitigung der Arbeitslosigkeit ."

Das Potsdamer Abkommen wurde erfüllt, indem die 
Monopolisten un<jl Kriegsverbrecher enteignet und ihre 
Betriebe in Volkseigentum überführt wurden. Auf dem 
Lande wurden die Junker entmachtet. Ihr Boden wurde 
den Landarbeitern, landarmen Bauern und Umsiedlern 
übergeben. Ein Teil des Bodens wurde benutzt, um volks­
eigene Güter zu schaffen. Ebenso wurden die Banken in 
Volksbanken verwandelt und somit das ganze System der 
Finanz wir t schaft geändert.

Damit wurde die Grundlage für die planvolle Lenkung 
der Wirtschaft geschaffen. Jetzt konnte in dieser Wirt­
schaft, mit Unterstützung der SMA, zur Wirtschafts­
planung übergegangen werden. Es entschied also nicht

43


